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Verkündet am
25°Februar 1967

Reg0bersekretär‚
Schriftführer

\

& m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägering

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagter‚

— Prozeßbevollmächtigterg __ mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm„©

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 230 Februar 1967 durch

Senat5präsident R i c h t e r

„ Vorsitzender «„

Bundesrichter Drc D a p p r i c h ‚
Bundesrichter Dro w i t t e 9
Bundessozialrichter M o g k und

Bundessozialrichter N e U’W & l d

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts für das Saarland vom 12„Februar

1964 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die ihm entstandenen

außergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

zu erstattenü
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Der am_23„April 1887geboreneKläger war seit 1904im
staatlichen SaarbGrgbaubeschäftigt° Von

l904 bis l9ll

war er im Arbeiter« und Angestelltenverhältnis „ zuletzt

als Hilfssteiger « knappschaftlich pfliehtversiéhertc Am

10 September 1911 wurde er zum Staatsbeamten ernannto

Anläßlich der Übernahme in das Beamtenverhältnis wurde

folgendes Protokoll aufgenommeng

"
Verhandelt Grube Velsen„ den lg September 19110
Vor dem unterzeichneten Königlichen Bergin5pektor
Clemenslhizzxz@rschien heute auf Vorladung der Berge
inspektion XII der Hilfssteiger Christian B211313 des
Steinkohlenbergwerks Fürstenhauseno Demsclben wurde
bekannt gegebena daß in Aussicht genommen sei?9 das
zwischen ihm und dem Königlichen Bergfiskus gegenwärt;
bestehende Vertragsverhältnis aufzuheben und ihm eine
etatsmäßige Stelle als Königlicher Steiger des Steine
kohlenbergwerkes'Fürstenhausen zu verleiheng

%

‘Mit dieser Stelle ist ein Jahre5gehalt von.eintausendm
sechshundertfünfzig (1650) Mark und der gesetzliche
Wohnungsgeldzuschuß für den amtlichen Wohnort Fürstenm
hausen oder statt dessen eine Dienstwohnung sowie alle
diejenigen Rechte verbunden„ auf welche Staatsbeamte
und deren Angehörige für den Fall der Versetzung in den
Ruhestand? der Verunglückung und des Todes.der ersteren

Anspruch habeno _‚ ' ‘

Der genannte Beamte wurde darauf hingewiesen„ daß für
den Fall seiner Anstellung als Staatsbeamter auf Grund.
der Allerhöchsten Kabinettgordr8 vom 240 Juli 1832 sein
ADStritt aus dem Saarbrücker Knappsehaftsvereinaerfolgen
müsse und daß er durch diesen Austritt der sämtlichen
für sich selbst und seine Angehörigen diesem Vereine
%?8enüber erworbenen Rechts oder Anspruch auf Rückgewähr
geleisteter Beiträge verlustig gehen -

\

8 \g 8
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Nachdem dem oben bezeichneten Beamten noch eröffnet
' werden war? daß im Hinblick auf seine Beziehungen zu

dem Saarbrücker Knappsohaftsvereine die Auflösung des
zwischen ihm und der Königlichen Bergverwaltung beste—
henden Vertragsverhältnisses und die Einräumung einer
etatsmäßigen‚Staatsbeamtenstelle nur bei seinem ausdrückm
lichen Binverständnisse hierzu erfolgen würdea erklärte
derselbe;

‚

ln vollem Bewußtsein von den Rechtsfolgen„ welche auf
Grund der Allerhöchsten Kabinettsordre vom 249 Juli l832
hinsichtlich meiner bisher erworbenen Berechtigungen als
Mitglied des Saarbrücker Knappschaftsvereines durch meinen
Eintritt in eine etatsmäßige Staatsbeamtenstelle sich
ereignen werden„ bin ich damit einverstanden, daß mir
eine solche Stelle unter Auflösung des gegenwärtigen Vera
tragsverhältnisses übertragen wird„ ‘

V° wp o°

gezo Berginspektor V 11233332;

Von l929 bis 1935 entrichtete der Kläger freiwillige Beie

träge zur Invalidenversioherung° Am l4„ Oktober 1959 bee

antragte er bei der Beklagten die Gewährung der KnappschaftSw
'rente

wegen Erwerbsunfahigkeitc Die Beklagte hielt sich

nicht für zuständig,9 weil der Kläger keine wirksamen
knappschaftlichen Beiträge entrichtet habec Die von 1904

bis 1911 ehtrichteten Beiträge könnten nicht berücksichtigt
werdenS weil die Rechte des Klägers aus diesen Beiträgen

mit seiner Ernennung zum Beamten erloschen seien„ Sie

leitete den Rentenantrag an die Landesuersicherungsanstalt

für das Saarland weitero.Diese gewährte dem Kläger durch

Bescheid vom 260 Januar 1961 für die Zeit vom 10 Augustv
l959 an die Rente wegen Erwerbsunfähigkeito Die Beklagte

lehnte dagegen den Antrag des Klägers durch Bescheid vom

290 November lg6dab° Der gegen diesen Bescheid gerichtete

WiderSpruch wurde zurückgewieseno Der Kläger hat die Be“

sgheide der Beklagten durch Klage mit dem Antrag angee

.„4„.
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fochten.9 diese unter Aufhebung ihrer Bescheide zur Gem

währung der Knappschaftsrente Wegen Erwerbsunfähigkeit'

zu verurteilen„

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage durch Urteil vom

21° Oktober 1963 abgewiesen° In den Gründen des Urteils
ist ausgeführt‚ die Wartezeit nach 5 49 Abs° l Reichsknappe

schaftegeeetz (EKG) sei nicht erfüllt„ Denn die knappschaftw
lichen Versicherungszeiten des Klägers Von 1904 bis l9ll

könnten nicht berücksichtigt werden■ weil durch seine

Erklärung vom 15 September l9ll diese Beiträge unwirksam

geworden seien„

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht

(LSG) die Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide und des

Urteils des SG verurteilt9 dem Kläger die Gesamtleistung

wegen Erwerbsunfähigkeit unter Anrechnung der von der Landes”

versicherungeänstalt für das Saarland bewilligten Rente
zu gewähren„ und hat die Revision zugelassen„ Das LSG ist

derAuffassung9 daß die Voraussetzungen des @'47 Absc 2 EKG
Vorliegen und daß auch die Wartezeit erfüllt sei„ weil

der Kläger eine Versicherungszeit_von mindestens 60 Kalen«
dermonaten zurückgelegt habe„ Für die Erfüllung der Warten

‚zeit müßtendie von 1904 bis 1911 zur Knappschaftsversichem
rung geleisteten Beiträge berücksichtigt werden„ Denn gem„
“5 50 RKG würden auf die Wartezeit für die Knappschaftsrente

auch die vor dem 10 Januar 1924 zurückgelegten Versionen

rungszeiten angerechnet; wenn nur zwischen dem lo Januar

1924.und.dem 300 November 1948 mindestens ein Beitrag zu
einer der gesetzlichen Rentenversioherungen geleistet werden

ist& Das sei hier der Fall° Der_Kläger habe von 1929 bis
1935 Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet„ Die

Beiträge des Klägers_für die Jahre 1904 bis 1911 hätten

.„5„..
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zwar nach altem Recht keine Wirkung gehabt„ weil die Anwart»

Schaft nicht erhalten gewesen seio Diese Beiträge seien je-

doch nach neuem Recht zu berücksichtigen° Die Erklärung des

Klägers vom lo September 1911 habe keine andere Bedeutung

als die7 daß er die Wirkung seines Austritts aus dem Knapp»

schaftsverein zur Kenntnis genommen habe; eine '\'ferzichter==

klärung sei darin nicht zu erblicken„

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegto

Sie rügt die Verletzung des 5 50 EKG durch das Berufungs»

gericht„ Dieses habe zu Unrecht @ 50 Abs„ 1 EKG angewandto

Denn es mangele an anrechnungsfähigen knappschaftlichen

Beiträgen i„So von 5 50 Abs() 2 RKGO Die von 1904 bis 1911

vom Kläger entrichteten Beiträge zum damaligen Saarbrücker

Knappschaftsverein seien infolge der Erklärung des Klägers

vom le September 1911 unwirksam geworden und folglich auf

die Wartezeit nicht anrechnungsfähigp Die unzutreffende

Rechtsauffassung des Berufungsgerichts beruhe auf einer una

richtigen Bewertung der von dem Kläger am lo September l9ll

abgegebenen Erklärung und der Bescheinigung des Vorstandes

des Saarbrücker Knappschaftsvereins vom 30 November 1911„

Der Wortlaut„ insbesondere der Sinn der Erklärung vom
l° September l9ll„ lasse nur den Schluß zug daß der Kläger

seinerzeit rechtswirksam auf alle Ansprüche aus der knapp»

schaftlichen Renten» (Pensionsm)Versicherung verzichtet
habeo Er habe nämlich nicht nur anerkanntg daß er für den

Fall seiner Anstellung als Staatsbeamter aus dem Saar»

brücker Knappschaftsverein ausscheiden müsse, sondernj

es sei von ihm auch der Verlust sämtlicher Rechte aus
den

von ihm entrichteten Beiträgen—anerkannt worden„
‚Diese Erklärung komme rechtlich einem Verzicht auf

Leistungen aus der knappschaftlichen Renten— (Pensionen)

no 6 „
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Versicherung gleichp was insbesondere der Bescheinigung des

Vorstandes des Saarbrücker Knappschaftsvereins an die Könige

liche Bergwerksdirektion in Saarbrücken vom }„ November 1911

zu entnehmen sein Nur eine solche Auslegung der Erklärun»

gen vom 10 September 1911 und 30 November 1911 werde ihrem

Sinn gerechte Der Kläger sei nämlich durch die Übernahme

als Beamter in den Staatsdienst versorgungsmäßig sichergem

stellt worden„ So daß er keiner Rente aus der Sozialverm
‚sicherung bedurft habe; es sollte eine Doppelversorgung
ausgeschlossen werdeno

Sie beantragta

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts für

das Saarland vom 21„ Oktober 1963 zurückzuneisen°

Der Kläger beantragt„

die Revision der Beklagten zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteilfür zutreffende insbesondere

'enthalte seine Erklärung vom 10 September 1911 keinen Ver»

zieht auf die Rechtejaus den von ihm entrichteten Beiträgeno

Il

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet„

Zu Recht ist das Berufungsgericht davon ausgegangen„ daß

die Beklagte nach $ 102 Abs° 2 RKG für die Feststellung

„7;=
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und Gewährung der Leistung zuständig ist„ Denn der Kläger

hat mit den für die Jahre 1904 bis 1911 zur Knappschaftsverw

sicherung entrichteten Pflichtbeiträgen die Wartezeit

für die Bergmannsrente nach @45 Abs„ 1 Nro 1 EKG erfüllto
Dies ist nach @ 49 Abso 1 EKG der Fall„ wenn eine Versiche»

rungszeit von sechzig Kalendermonaten zurückgelegt istß

Nach @ 50 Abs° 1 RKG sind die ab 10 Januar 1924 zurückge»

legten knappschaftlichen Versicherungszeiten uneingeschränkt

anzurechnen und die vor dem 10 Januar 1924 zurückgelegten

knappschaftlichen Versicherungszeiten dann,9 wenn zumindest

ein Beitrag zu einem der drei Rentenversicherungszweige

für die Zeit nach dem 310 Dezember 1923 in der Zeit zwischen

dem 10 Januar 1924 und dem 300 November 1948 entrichtet

worden ist° Nach @ 50 Abs° 2 EKG sind.anrechnungsfähige
knappschaftliche Versicherungszeiten diejenigen Zeiten; für

die nach Bundesrecht oder früheren Vorschriften der deutschen

knappschaftlichen Rentenversicherung (Pensionsversicherung)

Beiträge zu; knappschaftlichen Rentenversicherung wirksam

entrichtet sind° Der Kläger hat von 1904 bis 1911 eine

knappschaftliche VersicherungSzeit von mindestens 60 Kalenderm

monaten zurückgelegt° Diese Beiträge sind wirksam entrichtet

worden und sind auch nicht etwa mit dem Austritt des Klägers

aus dem Saarbrücker Knapp50haftsverein unwirksam gewordenc

Mit der Übernahme des Klägers in das Beamtenverhältnis ist

zwar seine Mitgliedschaft bei dem Saarbrü0ker Knappschaft5m
verein erloschen° Ebensowenig wie ein in einem Bergwerks«

betrieb des staatlichen Saarbergbaues beschäftigter unmittelm

barer Staatsbeamtérnach @28 in Verbindungmit @11 Abs‚ 1
der Satzung des Saarbrücker Knappschaftsvereins vom

21° März 1907 Mitglied dieses Knappschaftsvereins werden

„
konnte9 blieb auch einl\ngestellter9 der Mitglied dieses
Knappschaftsvereins'warg nach seiner Ernennung zum Staats”

beamten nicht mehr Mitglied des Vereins (Allerhöchste
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Kabinettsorder vom24„ Juli 1832}„ DasErlöschender Mita
gliedschaft hat aber versicherungsrechtlich nicht zur

Folge„ daß die entrichteten Beiträge unwirksam werdeno

Wäre dies der Fall„ müßten sie dem Versicherten zurückerm

stattet werden„ Das aber ist} wie sich aus dem Protokoll
vom l° September 1911 ergibt „ versicherungsrechtlichen

Grundsätzen entsprechend «„ausdrücklich ausgeschlossen

worden„ Wenn auch nach der Satzung des Saarbrücker Knappe

schaftsvereins das Erlöschen der Mitgliedschaft nicht

ohne weiteres den Verlust aller Ansprüche und Anwartw

schaftsrechte zur Folge hatte {vglo @@36 ff}„ so ist doch
davon auszugehen; daß nach der Allerhöchsten Kabinettsorder

vom 24° Juli 1832 die aus den bis zur Beendigung der Mit»

gliedschaft entrichteten Beiträgen erwachsenen Anwartschaim

ten erloschen° Durch das Erlöschen dieser Anwartschaft

werden aber nach sozialversicherungsrechtlichen Grundsätzen

die geleisteten Beiträge nicht unwirksam im rechtstechnim

schen Sinne„
es können nur aus ihnen keine AnSprüche mehr

entstehenö Nach 5 50 EKG in der Fassung des Knappschaftsverw

'sicherungs-Neurégelungsgesetzes (KnVNG) sind die Anwart«
schaften aus allen früheren « wirksam entrichteten « Beim.

tragen grundsätzlich erhaltene Diese Regelung gilt nach

Art„ 2 @ 6 für alle Versicherungsf‘älle9 die nach dem 31„März
19Ä5 eingetreten sind„ also auch für den hier zu entscheidenw

den Falle Sie erfaßt die in $ 50 Abso l EKG aufgeführten
Versicherungszéiten uneingeschränkt„ d„h„ auch dann?

wenn nach bisherigem Recht die Anwartschaft erloschen waro

Wenn auch der Gesetzgeber bei Erlaß dieser Vorschrift in

erster Linie an den Fall gedacht haben mag„ in dem die Anwartn

schaft deshalb erloschen Warß weil die früheren Vorschriften

über die Erhaltung der Anwartschaft nicht erfüllt waren? so
ist doch nichts dafür ersichtlich? daß er_bewußt andere

\3 „ 9 „
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Fälle erloschener Anwartschaft ausschließen wollte° Angem

siehts des Fehlens jeglicher Anhalt5punktep die für eine

einschränkende Auslegung dieser dem Wortlaut nach keine

Einschränkung enthaltende Vorschrift Sprechen könnten‚

muß vielmehr angenommen
werdeng daß der Gesetzgeber alle

früher entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf den Grund

des Erlöschens der Anwartschaft erfassen wollte„

Die Beklagte wendet ein„ daß durch die Allerhöchste Kabim

nettsorder vom 240 Juli 1832 eine Doppelversorgung des Be“

treffenden verhindert werden sollte„ Es kann dahinstehen„

ob dieses Ziel dem damaligen Gesetzgeber Vorgeschwebt

hat? jedenfalls hat dieser Wille keinen gesetzlichen
Niederschlag gefunden° Hätte der Gesetzgeber dies gewollt?

so hätte es zumindest nahegelegens diejenigen Fälle von dem

Änwartschaftsverlust auszuschließen? bei denen » wie im

vorliegenden Falle » diese Versicherungszeiten bei der Be«

rechnung der Ruhensbezüge des Beamten nicht berücksichtigt

werden„ Dem Kläger sind die Zeiten von 19o4 bis 1911 nicht

als ruhegehaltsfähig angerechnet worden„ weil er erst im

9Jahre 1914 des 270 Lebensjahr vollendet hatteo

Entgegen der Ansicht der Beklagten hat der Kläger auch
nicht auf die Anwartschaften aus den für die Jahre 19o#

bis 1911 entrichteten Beiträgen verzichtet„ Denn er hat

18dig1ich zu Protokoll erklärtg daß er im vollen BeWußt»

sein von den Recghtszf’olgen9 welche auf Grund der Aller—

höchsten Kabinettsorder vom 240 Juli 1832 hinsichtlich

seiner bisherigen Berechtigungen als Mitglied des Saare

_brücker Knappschaftsvereins durch seinen Eintritt in eine

etatsmäßige Beämtenstelle sich ereignen werden„ damit einm

verstanden sei„ daß ihm diese Beamtenstélle übertragerl
werde° Nach diesem eindeutigen Wortlaut liegt kein Vera

zieht auf die Anwartschaften aus diesen Beiträgen vor;

— 10 „
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„low

es ist vielmehr nur die Kenntnisnahme der gesetzlichen Folgen

seiner Übernahme in den Staatsdienst bestätigt werdeno Ein
Verzichtswille kann auch nicht etWa in diese Erklärung hineinw

gelesen werden° Da der Verlust dieser Anwartschaften schon

kraft Gesetzes eintnafr„g wäre eine Verzichterklärung überflüsm

sig gewesen„ 30 daß sie keine Wirkung gehabt hätte„ Es kann

aber nicht angenommen werdenp'daß in einem amtlichen Formularg

das die für die Beamtenernennung abzugebenden Erklärungen entm

hält? eine überflüssige Erklärung vorgesehen gewesen wäre„

Nach alledem ist die Beklagte für die Feststellung und Zahlung

der Rente zuständig°

Da der Kläger nach der nicht angegriffenen Feststellung des

Berufungsgerichts erwerbsunfähig ist und das Berufungsgericht

auch zu Recht angenommen hat9 daß er die Wartezeit erfüllt hatÜ

ist die Beklagte verpflichteta dem Kläger die Gesamtleistung

nach @ 47 RKG„ @ 1247 der Reichsvérsicherungsordnung wegen
Erwerbsunfähigkeit

zu gewähren° Die Revision der Beklagten ist

daher als unbegründet zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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